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(Nr. 11055.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Beſuche ländlicher Fortbildungsſchulen 
in der Provinz Schleſien. Vom 2. Juli 1910, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen re, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
für die Provinz Schleſien, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde kann für die nicht mehr 
ſchulpflichtigen, unter 18 Jahre alten männlichen Perſonen für drei aufeinander⸗ 
folgende Winterhalbjahre die Verpflichtung zum Beſuch einer ländlichen Fort: 
bildungsſchule begründet werden. 

In gleichem Umfange kann durch Beſchluß eines Kreisausſchuſſes die Ver⸗ 
pflichtung zum Beſuche der ländlichen Fortbildungsſchule für den Landkreis oder 
einzelne Teile Landgemeinden und Gutsbezirke) desſelben eingeführt werden. Ein 
derartiger Kreisausſchußbeſchluß bedarf der Zuſtimmung des Regierungspräſidenten. 

In dem Statut oder Beſchluſſe ſind die zur Durchführung dieſer Ver⸗ 
pflichtung erforderlichen Beſtimmungen zu treffen, insbeſondere ſind die zur 
Sicherung eines regelmäßigen Schulbeſuchs den Schulpflichtigen ſowie deren Eltern, 
Vormündern und Arbeitgebern obliegenden Verpflichtungen zu beſtimmen und 
diejenigen Vorſchriften zu erlaſſen, durch welche die Ordnung in der Fortbildungs⸗ 
ſchule und ein gebührliches Verhalten der Schüler geſichert wird. Die Unterrichts⸗ 
zeiten find vom Gemeindevorſtand und in den Fällen des Abſ. 2 vom Kreisaus⸗ 
ſchuſſe feſtzuſetzen und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Von der Ver⸗ 
pflichtung zum Beſuch einer Fortbildungsſchule ſind diejenigen befreit, welche die 
Berechtigung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt erworben haben, welche eine 
Innungs⸗, Fach oder andere Fortbildungsſchule beſuchen oder einen entſprechenden 
anderen Unterricht erhalten, ſofern dieſer Schulbeſuch oder Unterricht von dem 

Geſetzſaammlung 1910. (Nr. 11055—11057., 30 a 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Auguſt 1910. 


a O oe 


Regierungspräſidenten als ein ausreichender Erſatz des allgemeinen Fortbildungs⸗ 
unterrichts anerkannt wird. Die Beſtimmung weiterer Ausnahmen durch das 
Statut oder den Beſchluß iſt zuläſſig. i 

An Sonntagen darf Unterricht nicht erteilt werden. 

Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft 
bis zu drei Tagen für jeden Fall wird beſtraft, wer den vorſtehenden oder den 
durch Statut oder Beſchluß erlaſſenen Beſtimmungen zuwiderhandelt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Travemünde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 2. Juli 1910. 


Im Allerhöchſten Auftrage Seiner Majeſtät des Königs: 
(L. S.) Wilhelm, Kronprinz. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſelex. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. v. Heeringen. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 


(Nr. 11056.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahrs 1908. 
Vom 17. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Só 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des 
Rechnungsjahrs 1908, welche aus den Einnahmen dieſes Jaber nicht haben 
beſtritten werden können, 202064131 Mark 87 Pf. im Wege der Anleihe durch 
Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Staatsſchuldverſchreibungen zu 
beſchaffen. 
An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſun⸗ 
gen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen an⸗ 
zugeben. Der Finanzminister wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die Schatz⸗ 

anweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 
Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig 
werdenden Schatzanwelſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
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ſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeits⸗ 
termine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere 
darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden 
Schatzanweiſungen aufhört. 

§ 2. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetzſamml. S. 43) und des Ge: 
ſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


k 3: 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Balholm, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 17. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. v. Dallwitz. Lentze. 


(Nr. 11057.) Geſetz, betreffend den Nogatabſchluß. Vom 20. Juli 1910. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Sl 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Abwendung von Hochwaffer- 
und Eisgefahren 
1. die Durchdeichung der Nogat bei Pieckel, 
2. die Erweiterung der Dirſchauer Weichſelbrücken 
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nach Maßgabe der von den zuſtändigen Miniftern feſtzuſtellenden Entwürfe, 
deren Koſten 
zu 1. auf 11546000 Mark, 
zu 2. auf 6 560 000 Mark 
berechnet ſind, herbeizuführen. 


§ 2. 
Die Herſtellung der im § 1 bezeichneten Anlagen erfolgt: 
im Falle der Nr. 1 durch den Marienburger, Elbinger und Einlage— 
Deichverband, 
im Falle der Nr. 2 durch den Staat 
als Bauherren. 
Der Staat übernimmt auch die Bauausführung der von den Deichver- 
bänden als Bauherren herzuſtellenden Anlagen gegen eine Pauſchalentſchädigung 
von 3 496 686,07 Mark, von welcher 


der Marienburger Deich verband 1667771,9 Mark, 
der Elbinger Deich verband 1334 613,0 , 
der Einlage⸗Deich verband. 444 3012 ͤ , 
die Zeyers Vorder⸗ und Nieder-Kampen 50 000,000 = 
dem Fortſchreiten der Arbeiten entſprechend aufzubringen haben. 
$ 3. 


Für Schäden, die durch die im $ 1 bezeichneten Anlagen trotz fehlerfreier 
Ausführung entſtehen, iſt inſoweit Erſatz zu leiſten, als ohne die geſetzliche Er⸗ 
mächtigung zu den Anlagen nach dem geltenden Rechte eine Erſatzpflicht beſtehen 
würde und die Billigkeit nach den Umſtänden eine Schadloshaltung erfordert. 

Über den Erſatzanſpruch beſchließt mit Ausſchluß des Rechtswegs end- 
gültig der Bezirksausſchuß. 

Der Erſatzanſpruch erliſcht, wenn er nicht vor dem Ablaufe von fünf 
Jahren, bei Fiſchereiſchäden vor dem Ablaufe von zehn Jahren nach der Aus— 
führung des Teiles der Anlage, die den Schaden verurſacht hat, geltend ge— 


macht wird. 
§ 4, 

Die Erfagpflicht liegt ob: 

1. hinſichtlich der Schäden, die zu einem Deichverbande gehörende Grund- 
ſtücke betreffen, jedem Deichverbande für fein Verbandsgebiet , 

2. hinſichtlich der die Fiſcherei betreffenden Schäden dem Staate, 

3. im übrigen den Bauherren, und zwar den als Bauherren beteiligten 
Deichverbänden den Geſchädigten gegenüber als Geſamtſchuldnern, 
untereinander nach Verhältnis der Beträge, die ſie nach § 2 Abſ. 2 
aufzubringen haben. 
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Für Schäden, welche dem Staate oder Deichverbänden als ſolchen entſtehen, 
wird kein Erſatz geleiſtet. 

§ 5. 

Zum Ausgleiche für die den Deichverbänden nach $3 obliegenden Ver: 
pflichtungen ſowie für Maßnahmen, welche die Beſeitigung oder Verhütung von 
Schäden bezwecken, die durch die im $ 1 bezeichneten Anlagen entſtehen können, 
erhalten die Deichverbände aus den bereitgeſtellten Mitteln folgende Beträge: 


der Falkenauer Deihverband.................. 270 000 Mark, 
der Danziger Deichverba d 330 000 
und der Marienburger Deich verband.. 210 000 

§ 6. 


Der Staat hat die ihm gehörenden Grundſtücke, welche zur Bauausführung 
erforderlich ſind, unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. In gleicher Weiſe haben 
die Deichverbände die ihnen gehörenden, zum Umbau oder zur Verlegung der 
Deiche erforderlichen Grundſtücke, ferner der Marienburger Deichverband die bei 
der Rückverlegung des Deiches gegenüber Dirſchau freiwerdende, zur Vorlands— 
regulierung erforderliche Deichfläche, der Marienburger, Elbinger und Cinlage- 
Deichverband endlich die ihnen gehörenden, zur Herſtellung der Anlagen im 
Nogatgebiet, einſchließlich der dort vorgeſehenen Ent- und Bewäſſerungsanlagen, 
erforderlichen Grundſtücke zur Verfügung zu ſtellen. 

Für die anderen zur Bauausführung erforderlichen eingedeichten Grund- 
ſtücke und Vorländer gehen die den Deichverbänden nach § 20 des Deichgeſetzes 
vom 28. Januar 1848 (Geſetzſamml. S. 54) zuſtehenden Rechte auf den Staat 
über; die dort der Deichbehörde beigelegte Befugnis, die Abtretung von Grund 
und Boden und die Überlaſſung von Materialien anzuordnen, ſteht der mit der 
Ausführung des Baues beauftragten Staatsbehörde zu. 


ST 
Von den nach § 1 Herjuftellenden Anlagen liegt die Unterhaltung der 
neuen Weichſeldeichſtrecke, die die Nogat abſchließt, dem Staate ob. 
Die Unterhaltung 
1. derjenigen Deichſtrecken der Deichverbände, welche umgebaut oder 
verlegt werden, 
2. der Ent⸗ und Bewäſſerungsgräben 
liegt 
zu Nr. 1 den bisher unterhaltungspflichtigen Deichverbänden, 
zu Nr. 2, ſoweit ſie nicht von Waſſergenoſſenſchaften oder ſonſtigen 
öffentlichen Verbänden übernommen wird, den Deichverbänden, in 
5 deren Vorland oder Verbandsgebiete die Gräben ſich befinden, 
ob. 
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Alle übrigen Anlagen ſind vom Staate zu unterhalten. 

Den Deichverbänden und dem Staate ſteht das Eigentum der hiernach 
von ihnen zu unterhaltenden Anlagen, einſchließlich des Grund und Bodens, auf 
dem ſie hergeſtellt ſind, zu. Soweit der Grund und Boden vom Staate oder 
von den Deichverbänden nach § 6 Abſ. 1 zur Bauausführung zur Verfügung 
geftellt iſt, geht das Eigentum mit der Fertigſtellung der Anlagen auf den Unter⸗ 
haltungspflichtigen über. Den Zeitpunkt, in welchem die Anlagen als fertig⸗ 
geftellt gelten, beſtimmt der Oberpräſident. 


§ 8. 

§ 1 des Geſetzes, betreffend die Regulierung der Stromverhältniſſe in der 
Weichſel und Nogat, vom 20. Juni 1888 (Geſetzſamml. S. 251) wird auf 
gehoben, ſoweit er die Herſtellung eines Eiswehrs bei Kittelsfähre betrifft 
(Buchſtabe e). 

suo: 

Die Ausführung der Anlagen, die in dem Geſetze, betreffend die Regu⸗ 
lierung des Hochwaſſerprofils der Weichſel von Gemlitz bis Pieckel, vom 
25. Juni 1900 (Geſetzſamml. S. 249) vorgeſehen find, unterbleibt, inſoweit an 
deren Stelle anderweite Bauausführungen auf Grund des vorliegenden Geſetzes 
erfolgen. Dementſprechend werden die im $ 2 des Geſetzes vom 25. Juni 1900 


feſtgeſetzten Zuſchüſſe um insgeſalle .. 125 313,93 Mark, 
und zwar: : 
1. des Marienburger Deichverbande8 umt.........-- 73 918/75 Mark, 
2. des Danziger Deichverbandes um 39 20477 = , 
3. des Falkenauer Deichverbandes umme 5 120% + , 
4. des Elbinger Deichverbandes um ..... e 7.070,18 


ermäßigt. Dieſe Deichverbände haben aber die vorgenannten Beträge als 
Intereſſentenbeitrag zur Ausführung der im § 2 Nr. 1 bezeichneten Anlagen an 
den Staat vorab zu entrichten. 


§ 10. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten 
Koſten, ſoweit dieſe nicht durch die Pauſchalentſchädigung nach § 2 und den 
1 iateeens nach § 9 aufzubringen ſind, Staatsſchuldverſchreibungen aus⸗ 
zugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung 
dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von 
Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 
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Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 

Behufs Beſchaffung des Koſtenbeitrags, den die Intereffenten nach § 2 zu 
übernehmen haben, wird die Staatsregierung ermächtigt, ein Darlehen bis zur 
Höhe der Intereſſentenbeiträge ($ 2) herzugeben, das zu einem angemeſſenen Zins⸗ 
fuße zu verzinſen und mit ein Prozent zu tilgen iſt. 


N 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden follen ($ 10), 
beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, GGeſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Gefeyfamml. S. 43) und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für 
die Eiſenbahnverwaltung, (Geſetzſamml. S. 155) zur Anwendung. 


42. 
Die Ausführung diefes Gefeges ift den zuftändigen Miniftern übertragen. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Drontheim, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 20. Juli 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. Lentze. 
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Medigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 «Ab 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 40) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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